242

Torsten Reinsch

240


Torsten Reinsch

255
„Soziale Ausgrenzungen im Flusseinzugsgebiet Unteres Odertal“ ...



In: 

Bernhard Glaeser (Hrsg.) 

Küste, Ökologie und Mensch 

Integriertes Küstenmanagement als Instrument nachhaltiger Entwicklung 

Edition Humanökologie Band 2 

Oekom Verlag 2005

„Soziale Ausgrenzungen im Flusseinzugsgebiet Unteres Odertal“ – Eine Gefährdung nachhalti​ger Entwicklung? Das Beispiel der Fischerei

Torsten Reinsch1
1
Kurfürstenstr. 74a, 12249, Berlin, E-mail: torstenreinsch@gmx.de; 

unteresodertal.forschung@gmx.de

Zusammenfassung. Der Beitrag befasst sich mit der an der deutsch-polni​schen Grenze gelegenen Nationalparkregion „Unteres Odertal“ im Nordosten des Landes Brandenburg. Das dargestellte Forschungsvorhaben setzt sich mit den aktuellen Konfliktlinien zwischen Umweltschutz und Umweltnutzung auseinander und versucht Antworten auf die Frage zu geben: „Welchen Beitrag leistet der Nationalpark für eine nachhaltige Entwicklung der Region als Lebens- und Wirtschaftsraum?“

Zwei Prozesse sind für diese Region kennzeichnend. Zum einen ist es der sozioökonomische Transformationsprozess. In dieser ländlich peripheren, von hoher Arbeitslosigkeit geprägten Region liegen Bedingungen der sozialen Ausgrenzung vor: Für viele ist die gesellschaftliche Zugehörigkeit, Anerkennung und Teilhabe an den materiellen und sozialen Lebensgrundlagen erheblich eingeschränkt. Zum anderen befindet sich in dieser Region seit 1990 der „Nationalpark Unteres Odertal“ in Planung, der – die Industriestadt Schwedt umgebend – mit dem angrenzenden polnischen Landschaftsschutzpark Unteres Odertal ein ökologisch sehr wertvolles Gebiet bildet. 

Die Ausweisung dieses Großschutzgebietes stellt ein ökologisches und sozioökonomisches Großexperiment dar, dem angesichts der schwierigen sozioökonomischen Lage zunächst sehr hohe Erwartungen entgegengebracht wurden (vgl. Dohle et al. 1999: 16; Cofad 1999: 34; Schalitz/Petrich 1999: 79). Mittlerweile wird dessen Umsetzung von einigen Menschen in der Region aber auch mit großer Sorge betrachtet. Die Schutzbestrebungen für großflächige Landschaften treffen mit der sozialen und ökonomischen Krise des Transformationsprozesses zusammen. Hieraus sind Konflikte zwischen Naturschutz und Landnutzung entstanden, die eine große Intensität erreicht haben. 

In Anlehnung an die Debatte um „soziale Ausgrenzung“ werden Kriterien sozioökonomischer Nachhaltigkeit abgeleitet (= Dimensionen sozialer Integration), die als Bewertungsfolie für die Integrations- und Ausgrenzungsprozesse in der Untersuchungsregion herangezogen werden. Auf diesem Wege lässt sich bestimmen, welche Nachhaltigkeitsdefizite durch den Transformationsprozess und das Nationalparkprojekt hervorgebracht bzw. aufgelöst werden. Dabei konnte ich am Beispiel der Fischerei feststellen: Naturschutz ist nicht an sich nachhaltig 
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Gegenstand der Forschung

Der folgende Beitrag liefert einen Werkstattbericht über ein Forschungsprojekt im Nationalpark Unters Odertal unter der Überschrift und Fragestellung „‚Soziale Ausgrenzungen im Flusseinzugsgebiet Unteres Odertal‘ – Eine Gefährdung nachhaltiger Entwicklung? Das Beispiel der Fischerei“. Dieses Vorhaben wurde im Wintersemester 1999/2000 als Lehrveranstaltung am Institut für Soziologie der FU Berlin in Kooperation mit Bernhard Glaeser vom Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung begonnen und wird derzeit von mir als Dissertation zu Ende geführt.

Bei diesem Projekt geht es um das Verständnis zweier in der Region Unteres Odertal gleichzeitig laufender und aufeinander zu beziehender Prozesse: Zum einen ist es der sozioökonomische Transformationsprozess. Zum anderen befindet sich in dieser Grenzregion zu Polen seit 1990 der „Nationalpark Unteres Odertal“ (im Folgenden als NPUO abgekürzt) in Planung. Meine Untersuchungen beziehen sich dabei nur auf den deutschen Teil der Nationalparkregion.

Empirische Grundlage für die oben genannte Fragestellung bilden bisher ca. 50 qualitative Interviews, die mit verschiedenen Personengruppen aus der Nationalparkregion im Sommer 2000 und 2001 geführt wurden. Diese werden ergänzt durch die Auswertung von verschiedenen regionalbezogenen Gutachten, Zeitungsberichten, Veranstaltungen, Expertengesprächen und der Rezeption der Diskussion sozial- und geisteswissenschaftlicher Umweltforschung (vgl. Lamnek 1989).

Besondere Aufmerksamkeit wird dabei solchen Gruppen gewidmet, für die ein besonderer Nutzungsanspruch an die NP-Flächen oder Betroffenheit angenommen werden kann. So können die durch das Projekt berührten sozioökonomischen Dimensionen der Nachhaltigkeit deutlich zu Tage treten. 

Eine erste Auswahl bezieht sich auf die Gruppen der Fischer, Angler, Landwirte, im Tourismus Tätigen und TeilnehmerInnen von nationalparkbezogenen ABM-Maßnahmen. Diese Gruppen werden als besonders wichtig eingestuft – einerseits weil sie mit den Institutionen des Transformationsprozesses (Arbeitsamt) und dem NP-Projekt in Berührung stehen, andererseits weil sie in der Region eine wichtige soziokulturelle Funktion haben. Ergänzt werden diese Aussagen durch Stellungnahmen von Mitarbeitern der Landesanstalt für Großschutzgebiete. 

Die zu erwartenden Untersuchungsergebnisse liegen auf der Ebene von Orientierungswissen, das sich erst mittelbar in konkrete Maßnahmen übertragen lässt.

Hinsichtlich meines qualitativen methodischen Vorgehens und der daraus gewonnenen Schlußfolgerungen wurde mir durch die NP-Verwaltung zugetragen, dass die Grenze zwischen "realer Welt" (Objektivität) und den "Empfindungen einzelner Menschen" extrem scharf gezogen werden müsse. Diese strikte Trennung sei notwendige Voraussetzung für Wissenschaftlichkeit, würde aber durch mein Vorgehen nicht umgesetzt werden. Im Gegensatz zu dieser Auffassung vertrete ich folgendes Wissenschaftsverständnis: Das von der NP-Verwaltung eingeforderte Verständnis vernachlässigt meines Erachtens die soziale Konstruktion von Wirklichkeit. Soziale Sachverhalte – und dazu zählt auch das Naturschutzanliegen – lassen sich nicht einfach aus Tatsachen in Form quantifizierter Daten zusammensetzen sondern aus Bedeutungen, die ihnen durch soziale Gruppen bzw. Individuen in ihrer Lebenswelt zugewiesen werden. Ein wesentlicher Grundsatz qualitativer Sozialforschung ist es daher, Handeln zu verstehen. Dabei bedeutet Handeln sinnhaftes Sichverhalten. Es sind dabei die Handelnden selbst (!), die einen Sinn mit ihrem Handeln verbinden. Ihr Handeln ist diesbezüglich sinnrational. Und insoweit Handeln »sinnhaft« ist, wird es verständlich (Lamnek 1995: 188). Daher müssen die Sinngebungen, Bedeutungen und subjektiven Deutungen, die den Gegebenheiten durch die Individuen zugewiesen werden und dem Handeln der Akteure zugrunde liegen, in die Betrachtungen mit einfließen.

Die zwei Prozesse: Transformation und Nationalparkentwicklung

Die Region im Transformationsprozess

Die Untersuchungsregion liegt im Nordosten Brandenburgs im Landkreis Uckermark an der deutsch-polnischen Grenze (siehe Abb. 1) und ist Bestandteil der Euroregion Pomerania.

Die Oder und die Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße (HoFriWa) sind für die Region die kulturelle und wirtschaftliche Lebensader und haben diese und die dort lebenden Menschen in den letzten Jahrhunderten geformt. Die vollständig in der NP-Region gelegene HoFriWa stellt für das Wasserstraßennetz der Euroregion zukünftig einen wichtigen Bestandteil dar. Zusammen mit dem Schwedter Hafen ist sie Bestandteil des Wasserstraßennetzes, das die Euro- und NP-Region an Berlin und die Industrieregionen in Westdeutschland anschließt. Diesen Wasserstraßen wird gegenwärtig ein hohes Entwicklungspotential für die internationale Seeschiffahrt zugeschrieben (DPU GmbH 1999: 124).

Seit 1894 wurde die Oder mit massiven Regulierungsmaßnahmen versehen, wodurch die Region erst für den Menschen bewohnbar wurde. Durch diese Maßnahmen wurden

· das Leben der Bewohner zuverlässig geschützt,

· die Kulturlandschaft geprägt,

· die Einkommen für Landwirtschaft und Fischerei gesichert und

· eine faszinierende, ökologisch außerordentlich wertvolle Tier- und Pflanzenwelt herausgebildet.

Diese einzigartige Tier- und Pflanzenwelt bildet auch die Grundlage des – noch von der DDR-Regierung 1990 rechtlich vorbereiteten – 1995 eröffneten NPUO, der inzwischen jährlich ca. 70.000-120.000 Besucher zählt. Er erstreckt sich auf einer Fläche von ca. 10.500 ha in der 2 bis 3 km breiten Oderaue und bildet mit dem angrenzenden ca. 5.600 ha großen polnischen Landschaftsschutzpark Unteres Odertal eine naturräumliche Einheit. Als langfristiges Ziel wird die Entwicklung zu einem länderübergreifenden „Internationalpark“ angestrebt.

Kernstück des Nationalparks sind die ca. 6.200 ha Poldergrünlandflächen, d.h. die Überflutungsgebiete der Oder. Diese Flächen wurden bis 1990 intensiv landwirtschaftlich genutzt. Sie befanden sich im Untersuchungszeitraum noch fast vollständig in extensiver Bewirtschaftung durch Landwirte und Fischer. 
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Abbildung 1: Lage des Nationalparks Unteres Odertal , Quelle: Verein der Freunde (o. J.)

In der Uckermark war die Landwirtschaft der Hauptarbeitgeber in den Gemeinden. Die in der Landwirtschaft Beschäftigten haben seit der Wende jedoch um ca. 80% abgenommen. Im Gegensatz zu den meisten anderen Bereichen in der Uckermark ist und war im Unteren Odertal das produzierende Gewerbe durch den Standort der Papier- und Chemieindustrie Schwedt der wichtigste Wirtschaftsfaktor. Schwedt stellt das geographische, kulturelle und wirtschaftliche Zentrum für die NP-Region dar. Der Industriestandort als solcher wurde nach der Wende erhalten und erzeugt gegenwärtig 50% der Bruttowertschöpfung der gesamten Uckermark (ca. 4 Mrd. DM). Daher ist für die Region dessen Entwicklung von größter Wichtigkeit. Aber gerade wegen des Erhalts und der Modernisierung des Industriestandortes Schwedt sind auch in diesem Bereich ca. 80% der Arbeitsplätze verlorengegangen.

Die Folge ist, dass es in Schwedt und in vielen Dörfern außerhalb des Kleingewerbes kaum noch Beschäftigungsmöglichkeiten gibt und daher die Arbeitslosigkeit deutlich über dem Landesdurchschnitt (18%) liegt. Während die offiziellen Arbeitslosenquoten in der Untersuchungsregion mit 25% angegeben werden, geht man dort in vielen Dörfern davon aus, dass sie bis zu 70% betragen.

Dennoch ist in der Uckermark nach wie vor die Beschäftigungswirkung von Land-, Forstwirtschaft und Fischerei – im Vergleich zu anderen Regionen – erheblich (Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 8,2%, produzierendes Gewerbe 19%, Dienstleistungen 25%), auch wenn das verarbeitende Gewerbe Hauptträger der Wirtschaftskraft ist (vgl. IUS 1999: 20; Hölscher Schmitz GbR 1999: 16ff.; LDS 2001).

Neben den ökonomischen Wirkungen der Umstrukturierung von Landwirtschaft und Industrie sind auch deren soziale Wirkungen von großer Wichtigkeit. 

Durch die Auflösung der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und die Umstrukturierung der Industriebetriebe, die nicht nur einen Produktionsverband darstellten, sondern auch für soziale Bedürfnisse aufkamen, zerbrachen auf den Dörfern auch viele soziale Netzwerke und andere „Orientierungsmarken“. Dies hat auf der infrastrukturellen Ebene zu den be​kannten Entsprechungen geführt (Wegfall von Kultureinrichtungen, Ein​kaufs​stätten, Gesundheitseinrichtungen, Gasthäusern, Bibliotheken ...).

Für viele Menschen werden nach der Wende die Wohlstandsorientierungen – die als Ergebnis kurzfristiger ökonomischer Problembewältigung im Rahmen der nachholenden Modernisierung erwartet wurden – enttäuscht (vgl. Offermann 1997: 116). Wer nicht mobil ist, unterliegt der Gefahr der Marginalisierung und erlebt diese Region als benachteiligt, aufgegeben und „abgekoppelt“.

Diese Entwicklung wird jedoch nicht von allen und gemeinsam erlebt, sie wird häufig als Ergebnis individuellen Versagens erfahren (vgl. Bohle et al. 1997: 147; Offermann 1997: 99ff.). Es kommt demzufolge nicht selten zur Spaltung und Entsolidarisierung in der (Dorf‑)Gesellschaft. Verbunden mit den knapper werdenden Möglichkeiten, an den gesellschaftlichen Gratifikationen teilzuhaben, entsteht eine Atmosphäre zunehmender Konkurrenz (vgl. Herrenknecht 1995).

Stichwortartig kann die Entwicklung im Transformationsprozess wie folgt beschrieben werden (vgl. Kapphan 1996):

· rasanter Wandel der Wirtschafts- und Sozialstruktur,

· hohe (Dauer‑)Arbeitslosigkeit durch abnehmende Beschäftigung in Landwirtschaft und Industrie,

· Mangel an Arbeits- und Ausbildungsplätzen,

· Abwanderung junger Menschen (Braindrain) (vgl. Seitz 1997),

· zunehmende Überalterung der Bevölkerung,

· wachsende Armut,

· Infrastrukturmängel, 

· Notwendigkeit der Neuorientierung informeller sozialer Netze (Nachbarschaft, Freunde, Vereine),

· Identitätssuche/-sicherung in der eigenen Lebenswelt (Sinnfragen, kulturelle Zugehörigkeit, Perspektiven).

Insgesamt befinden sich viele Menschen in einer marginalen ökonomischen Position oft verbunden mit sozialer Isolation. Somit liegen Bedingungen der Exklusion vor, unter denen die Integration – die gesellschaftliche Zugehörigkeit, Anerkennung und Teilhabe des Individuums an den materiellen und sozialen Lebensgrundlagen – erheblich eingeschränkt ist. Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung bedeutet dies, dass erhebliche Defizite bezüglich der sozialen Nachhaltigkeitsdimensionen soziale Gerechtigkeit, Grundbedürfnisbefriedigung und Partizipation festzustellen sind.

Es sind daher Konzepte gefragt, die diese Regionen als Lebens- und Einkommensquellen ihrer (verbliebenen) BewohnerInnen unter Einbeziehung der sozialen, ökologischen und ökonomischen Faktoren reaktiviert werden können. 

Die Nationalparkentwicklung „Unteres Odertal“

Die Brandenburgische Landesregierung sieht in der Einrichtung des NPUO einen wichtigen Schritt zum Übergang zu einer nachhaltigen umweltverträglichen, wirtschaftlichen Regionalentwicklung. Hier würden nicht nur wertvolle Ökosysteme erhalten, sondern sie stellten gerade für dünn besiedelte ländliche Regionen ein wichtiges Instrument der Wirtschaftsförderung dar (vgl. Stolpe 1999; DPU GmbH 1999: 36). 
Das Anliegen des NP, das seit 1995 im Gesetz festgeschrieben ist (NatPUOG 1995) und auch der oben genannten nachhaltigen Entwicklung dienlich sein soll, besteht darin,

· den Tier- und Pflanzenbestand, die Aue- und Hangwälder, die Feuchtbiotope und Trockenrasenstandorte zu schützen, zu pflegen, zu erhalten und in ihrer natürlichen Funktion zu entwickeln,

· auf möglichst großer Fläche einen von menschlichen Eingriffen weitgehend ungestörten Ablauf der Naturprozesse zu sichern und herzustellen (d.h. bis zum 31.12.2010 auf mindestens 50% der Fläche ein Totalreservat einzurichten),

· ein naturnahes Wasserregime herzustellen und

· einer umweltschonenden, naturnahen Erholung und Entwicklung des Fremdenverkehrs und der Umweltbildung – soweit dies mit den oben genannten Anliegen des NP vereinbar ist –, zu dienen (vgl. NatPUOG § 3; AEP 2000: 7).

Bei der Diskussion um den Nationalpark sind nicht nur die Anforderungen des NatPUOG zu berücksichtigen; von den NP-Verantwortlichen wird auch angestrebt, die Kriterien der Kategorie II der IUCN – Internationale Union zum Schutz der Natur, eine so genannte nichtstaatliche Organisation (NGO) – zu erfüllen. Der Wunsch nach dieser internationalen Anerkennung wird dabei nicht zuletzt durch die Annahme begründet, dass die von dieser Anerkennung ausgehenden Synergieeffekte einen positiven Einfluss auf die regionale Entwicklung haben würden (vgl. DPU 1999: 35). Allerdings führte dies auch dazu, dass das ursprüngliche Schutzkonzept fallen gelassen werden musste: Seine naturschutzfachlichen Überlegungen sahen zunächst vor, die Totalreservatsflächen auf polnischer Seite einzurichten; dort befinden sich wertvolle Flächen, die seit Ende des 2. Weltkrieges fast ohne Nutzung geblieben sind (Gille 1999). Die IUCN-Richtlinien schließen jedoch für das Zonierungskon​zept eines NP die internationale Verrechnung der Flächenanteile aus. Somit wurde auch auf deutscher Seite die Ausweisung von Totalreservatsflächen notwendig. 

Für die Kategorie II „Nationalpark“ gibt die IUCN-Richtlinie die folgenden Bedingungen vor:

„Natürliches Landgebiet ..., das ausgewiesen wurde, um

(a) die ökologische Unversehrtheit eines oder mehrerer Ökosysteme im Interesse der heutigen und kommender Generationen zu schützen, um

(b) Nutzungen oder Inanspruchnahme, die den Zielen der Ausweisung abträglich sind, auszuschließen und um

(c) eine Basis für geistig-seelische Erfahrungen sowie Forschungs-, Bildungs- und Erholungsangebote für Besucher zu schaffen. Sie alle müssen umwelt- und kulturverträglich sein.“

(IUCN 1994)
Der vorrangige Schutzzweck liegt dabei gleichberechtigt in der Erhaltung der biologischen Vielfalt, dem Naturschutz und der Erholung. Sekundärer Schutzzweck ist die Wildnis. Darüber hinaus empfehlen die IUCN-Kriterien, dass spätestens 20 bis 30 Jahre nach der Gründung des Nationalparks mindestens 75% dieser Flächen der Kernzone zugehören sollen. „Kernzone“ ist jedoch nicht mit „Totalreservat“ zu verwechseln. In der Kernzone wird lediglich der primäre Schutzzweck verfolgt.
Nach dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 14) ist ein Nationalparkgebiet unter anderem dadurch gekennzeichnet, dass es „sich in einem vom Menschen nicht oder wenig beeinflussten Zustand befindet“. Dies ist jedoch für das Untere Odertal offensichtlich nicht der Fall (vgl. z.B. AEP 2000: 7). Darüber hinaus sehen einige Betroffene den Punkt c) der IUCN-Richtlinien verletzt: Die NP-Ausweisung würde kulturelle Praktiken (z.B. Fischerei, Landbewirtschaftung) und den Bestand eines an kulturell geprägten Naturvorstellungen orientierten und als wertvoll empfundenen Landschaftsbildes gefährden; hierdurch würden die geistig-seelischen Erfahrungen beeinträchtigt.

Des Weiteren stehen naturschutzfachliche Kontroversen im Raum, die viele an der oft suggerierten Unumstößlichkeit naturschutzfachlich begründeter Einschränkungen zweifeln lassen. Problemfelder sind dabei z.B. (vgl. Gille 1999: 43f.):

· Aufgabe jeglicher Nutzung gegenüber der Erhaltung weitgehend nutzungsabhängiger wertvoller Pflanzengesellschaften und Vogelarten,

· freie Waldentwicklung oder gezielter Waldumbau,

· freie Sukzession der Offenlandschaft oder Einleitung von Initialmaßnahmen,

· Wiederansiedlung von ausgerotteten Arten,

· Naturschutz gegenüber Bildungs- und Erholungsfunktion des Gebietes.

Angesichts dieses vielfältigen und nicht widerspruchsfreien Anforderungsprofils eines NP sowie unterschiedlicher Interessenlagen und Betroffenheiten, erreichen im NPUO die Konflikte zwischen Naturschutz und Landnutzung inzwischen eine besondere Intensität. Hier treffen die Schutzbestrebungen großflächiger Landschaften mit der sozialen und ökonomischen Krise des Transformationsprozesses zusammen (vgl. Kühn 1998). Nach Einschätzung einiger regionaler Akteure hat die Politik zu Gunsten des Nationalparks inzwischen eine Eigendynamik und Verselbständigung erfahren, die massiv zu Lasten der Bewohner geht (Agrarpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion/ Brandenburg, Dieter Helm).

Die Akzeptanz der regionalen Bevölkerung ist demzufolge sehr verschieden: Einige sehen diese auf dem Nullpunkt und erwarten das Scheitern des Nationalparks insbesondere aufgrund der ablehnenden Haltung durch die Landwirte. Andere wieder konstatieren einen Konsens zwischen diesen und den Vertretern des Nationalparks. 

Parallel zur Planung des Nationalparks wurde von dessen Ideenträgern darüber nachgedacht, wie dieses Vorhaben zu finanzieren sei. Im Rahmen dieser Fundraising-Überlegungen konnte für das Untere Odertal das „Gewässerrandstreifenprojekt“ im Rahmen des Förderprogramms der Bundesregierung zur „Errichtung und Sicherung schutzwürdiger Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaatlicher Bedeutung“ erfolgreich beantragt werden. Als Träger für dieses Projekt wurde der „Verein der Freunde des Deutsch-Polnischen Europa-Nationalparks ‚Unteres Odertal‘ e.V.“ eingerichtet. Hierdurch stehen für das NP-Anliegen innerhalb einer Laufzeit von zwölf Jahren finanzielle Mittel in Höhe von ca. 60 Mio. DM zur Verfügung. Diese Mittel dienten dem Verein hauptsächlich dazu, das Kerngebiet des Gewässerrandstreifenprojektes vollständig zu erwerben. Dies ist inzwischen geschehen (vgl. Gille 1999: 42; Trägerwechsel 2001). Damit schienen die hohen Erwartungen an den NP – die nicht zuletzt angesichts der schwer wiegenden sozioökonomischen Problemlagen von vielen an den NP herangetragen wurden – einer Realisierung näher gekommen zu sein. Nun kamen jedoch auch die Anforderungen des Gewässerrandstreifenprojektes auf dem Gebiet des NP für die zu entwickelnden Naturschutzmaßnahmen zur Anwendung. Die entsprechende Ausgestaltung des Gewässerrandstreifenprojekts wurde im stark umstrittenen Pflege- und Entwicklungsplan vorgelegt, der vom Träger des Gewässerrandstreifenprojekts in Auftrag gegeben wurde. Nach Meinung vieler betroffener Landnutzer erhebt dieser Plan naturschutzfachliche Maximalforderungen, ohne andere Ansprüche zu berücksichtigen. Ebenso werden die fördermittelbedingten Zeitvorgaben des Gewässerrandstreifenprojektes (Förderzeitraum bis 2006) – die im Pflege- und Entwicklungsplan angewandt werden – von vielen als viel zu kurz erachtet; dadurch entstehe ein Handlungsdruck, der weder naturschutzfachlich zwingend, noch sozialverträglich sei. Somit liegt eine Umkehrung der Ziel-Mittel-Beziehung vor: Das Förderprogramm drängt die NP-Verantwortlichen, ihr Handeln auf den Erhalt der Fördermittel zu orientieren, anstatt die Förderungen auf ein nachhaltiges Naturschutzvorhaben zu optimieren (vgl. IUS 1999; Trägerwechsel 2001).

Auch hinsichtlich demokratischer Grundvorstellungen ist durch das Gewässerrandstreifenprogramm für viele eine problematische Situation entstanden: Die Diskussion um das Nationalparkgesetz wurde seinerzeit in der Region intensiv geführt. In deren Resultat wurde 1995 im Brandenburgischen Landtag das Gesetz mit großer Mehrheit angenommen. Die Diskussion um das Gewässerrandstreifenprojekt verlief hingegen zunächst von der interessierten Öffentlichkeit unbemerkt und ohne die Beteiligung der lokalen Bevölkerung und regionalen Stakeholder. Erst nach Inkrafttreten des Nationalparkgesetzes wurden in der Öffentlichkeit Widersprüche zwischen dem demokratisch abgestimmten Nationalparkgesetz und den Anforderungen des Gewässerrandstreifenprojekts wahrgenommen. Wenngleich Gewässerrandstreifenprojekt und Nationalpark ähnliche Zielsetzungen haben, sind sie doch nicht völlig identisch, so z.B. bezüglich der Flächen- und Nutzungsbeschränkungen. 

Vor allem die rigoroseren Beschränkungen in den Bereichen Fischerei, Angelei und Jagd liegen für viele jenseits der Kompromisslinie, auf die sie sich im Rahmen der Diskussion um das Nationalparkgesetz glaubten verständigt zu haben.

Vor dem Hintergrund des Gewässerrandstreifenprojektes erscheinen daher vielen die Kompromisse, die im Rahmen der Debatte um das Gesetz gefunden wurden, als „Betrug“, da zeitgleich bereits andere Tatsachen geschaffen waren. Das Argument, „durch das Gewässerrandstreifenprojekt würden doch erhebliche finanzielle Mittel für die Region bereitgestellt“, konnte weder die mit den Maßnahmen des Gewässerrandstreifenprojektes einhergehenden Befürchtungen vieler Menschen zerstreuen (siehe auch Tab 1, mittlere Spalte), noch das offenkundige Partizipationsdefizit kompensieren. 

Entsprechend dieser unklaren Lage hat sich im Frühjahr 2001 das Verhältnis zwischen dem Träger des Gewässerrandstreifenprojekts einerseits und sehr vielen Stakeholdern einschließlich der Landesregierung in Potsdam andererseits zugespitzt. Letztere hat sich vom Träger des Gewässerrandstreifenprojekts getrennt, hat den Fluss der Finanzmittel gestoppt und fordert die 

Herausgabe der vom Träger gekauften Flächen. Ob dies jedoch rechtlich durchsetzbar ist, ist aktuell Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen zwischen dem Trägerverein des Gewässerrandstreifenprojektes und dem Land Brandenburg. Eine weitere Zunahme kommunikativer Spannungen zwischen den Stakeholdern und eine zunehmende Behinderung der Umsetzung des Nationalparks ist demnach sehr wahrscheinlich. 

Nach Einschätzung vieler regionaler Experten ist eine der Ursachen für diese polarisierte Problemsituation in einer mangelnden Berücksichtigung sozioökonomischer Zusammenhänge und unzureichender Partizipation und Integration der Planungsbetroffenen in den Planungsprozess zu suchen. Dabei spielt auch die subjektive Einstellung der Menschen zur „wilden und ungezähmten Natur“ (Totalreservate) eine nicht unerhebliche Rolle. 

Offensichtlich kommen soziale Folgeprobleme zum Tragen, die im Rahmen von an sich innovativ gedachten Naturschutzvorhaben entstanden sind.

Auch andere Untersuchungen zeigen, dass wesentliche Ursachen dieser Akzeptanzprobleme darin liegen, dass das Schutzgebietsmanagement zu naturwissenschaftslastig ist und dafür den größten Anteil der verfügbaren Mittel benötigt. Um den vielerorts zunehmenden Widerstand gegen das Großschutzgebiet zu überwinden, sind offensichtlich nicht naturwissenschaftliche Forschungen gefragt, sondern Methoden der Kommunikation und eine sensible Kenntnis regionaler Bedürfnisse und Interessenlinien. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich die Interessenkonflikte bereits verfestigt haben. Dann können ggf. Mediationstechniken weiterhelfen (vgl. Schröder 1998; Fietkau/Weidner 1995). Aber nicht alle Widerstände sind Ursachen von Kommunikationsdefekten, entsprechenden Missverständnissen und verpassten Win-win-Lösungen. Es müssen die realen Gewinner- und Verliererlinien innerhalb der Konflikte erfasst werden. Ebenfalls muss die Möglichkeit Berücksichtigung finden, dass – auch zielgruppenspezifisch differenziert – es zu Widersprüchen zwischen den verschiedenen Nachhaltigkeitsdimensionen kommen kann. Der Widerspruch zwischen Schutz und Nutzung, zwischen ökologischen und ökonomischen Dimensionen, hat durchaus reale Züge.
Die Ausweisung des NP bringt, zusammenfassend, erhebliche Veränderungen mit sich in Bezug auf:

· die Flächennutzung,

· die Gewässerwirtschaft,

· die Entwicklung der Kommunen,

· den Ausbau und die Entwicklung von Industrie und Infrastruktur,

· die Wasserregime,

· die Bedingungen des Hochwasserschutzes und der Schiffbarkeit.

Die Umsetzung des NP stellt damit einen weit reichenden Eingriff in die sozioökonomischen und kulturellen Lebensbedingungen der Menschen dar mit zum Teil ungewissem Ausgang, ungleicher Betroffenheit, Benachteiligungen, Nutzungskonflikten und befördert eine „Verselbständigung von Fördermitteln“ (vgl. Steyer 2001). Dies löst in der Region offenkundig erhebliche Proteste aus, führt zu polarisierten Konfliktlinien, bringt Enttäuschungen hervor und gefährdet unter Umständen den NP in seinem Bestand. Hier setzt nun meine Fragestellung an: 

Welchen Beitrag leistet der Nationalpark für eine nachhaltige Entwicklung der Region als Lebens- und Wirtschaftsraum? Welche Zielkonflikte bestehen innerhalb der Nachhaltigkeitsdimensionen?

Dieser Werkstattbericht beantwortet diese Frage jedoch nicht abschließend, sondern behandelt nur einzelne Aspekte des Lebens- und Wirtschaftsraums Unteres Odertal.

Theoretische Einordnung

Nachhaltige Entwicklung und soziale Ausgrenzung

Um die Forschungsfrage zu beantworten, bedarf es einer Operationalisierung des Nachhaltigkeits-Begriffes. Dabei lege ich den Schwerpunkt auf die sozioökonomische Nachhaltigkeit. Die hierfür benötigten Kriterien werden aus der Diskussion um die „soziale Ausgrenzung“ abgeleitet. Dieses Konzept, das ursprünglich für die Beschreibung internationaler, weltmarktvermittelter Abhängigkeitsbeziehungen entwickelt und anschließend in die Stadtforschung der Industrieländer zur Beschreibung sozialer Ungleichheit und Benachteiligung übertragen wurde, soll nun auf seine Eignung für die Beschreibung und Bewertung kleinräumiger Entwicklungsprozesse in einer ländlichen Regionen überprüft werden (z.B. Kronauer 1997). Dieses Konzept reduziert die zu untersuchende „Wirklichkeit“ nicht auf die Dinge, Geschehnisse und kausal wirkenden Kräfte, sondern versucht auch die normative Realität kommunikativer Beziehungen sowie die innere Wirklichkeit von Intentionen, Gefühlen und Bedürfnissen von Individuen abzubilden. 

Auch wenn im Rahmen der Problemerfassung die verwendeten Kriterien Gemeinsamkeiten zur Akzeptanzforschung aufweisen – insbesondere 

hinsichtlich der Erscheinungsformen, Hintergründe und Ursachen der Ablehnung des Schutzgebietes – so geht es mir nicht einfach nur um einen Beitrag zur Verbesserung von Akzeptanz für Naturschutzvorhaben (vgl. Stoll 1999). Es geht auch um die Anerkennung eines Rechtes auf Nicht-Akzeptanz und um die Berechtigung, konkrete Naturschutzanliegen kritisch zu hinterfragen.

Dadurch wird die Begriffsbildung von „Naturschutz“ selbst zum Gegen​stand im Kategoriensystem sozialer Ausgrenzung.

Unter den sechs Dimensionen sozialer Ausgrenzung verstehe ich:

1. Ausgrenzung am Arbeitsmarkt

Wenn die Rückkehr oder der Eintritt in reguläre Erwerbsarbeit stark behindert ist, bzw. prekäre Beschäftigung vorliegt.

2. Ökonomische Ausgrenzung

Wenn die wirtschaftliche Fähigkeit verloren geht, für den eigenen Lebensunterhalt, Haushalt aber auch Betrieb zu sorgen.

3. Räumliche Ausgrenzung

· Die regionale Konzentration von Benachteiligten,

· die Benachteiligung durch Vereinzelung und Randlage im Raum, 

· Zutritts- und Nutzungsbeschränkungen,

· negative Imagezuweisungen der Region.

4. Institutionelle Ausgrenzung

bezieht sich auf die Bereiche

· Schule und Ausbildung, 

· Verwaltung von Arbeitslosigkeit und Armut,

· der Beteiligungsmöglichkeiten an gesellschaftlichen Entscheidungs-, Kommunikations- und Meinungsbildungsprozessen,

· Rückzug öffentlicher und privater Dienstleistungen aus der Versorgung,

· Gesetze, Verordnungen etc.,

· Regulierung von Eigentums- und Nutzungsrechten.

5. Ausgrenzung durch gesellschaftliche Isolation

· Die geringe Reichweite und Qualität der sozialen Beziehungen bzw. deren Beschränkung (soziale Netzwerke, Nachbarschaft, etc.), 

· die Verschlechterung des kommunikativen Klimas (Neid, Misstrauen).

6. Kulturelle Ausgrenzung

· liegt vor, wenn die Betroffenen von der Möglichkeit abgeschnitten sind, den gesellschaftlich bzw. gruppenspezifisch anerkannten Verhaltens​mustern, Lebenszielen und Werten entsprechend zu leben oder diese eigenständig entwickeln zu können; 

· aber auch, wenn die Definitionsmacht über die Inhalte „richtigen“ Lebens, die „Realität“, verloren bzw. aberkannt wird. 

Bei den genannten Kriterien hat die Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt für die Betroffenen eine besonders weitreichende Wirkung. Die Dramatik dieser Ausgrenzungsdimension schlägt allerdings erst dann zu Buche, wenn sie in Kombination mit weiteren Ausgrenzungsdimensionen zusammenfällt. Da Arbeitslosigkeit m. E. jedoch trotz des NP für viele ein Dauerzustand bleiben wird, lege ich bei meiner Untersuchung im NP-Gebiet besonderen Wert auf die Ausgrenzungsaspekte jenseits des (ersten) Arbeitsmarktes.

Bei der Operationalisierung meines Analyserasters für die sozioökonomische Nachhaltigkeit folgt nun der entscheidende Schritt: In Umkehrung dieser sechs Dimensionen sozialer Ausgrenzung entsteht ein Bewertungsraster für sozioökonomische Nachhaltigkeit. Aus der Dimension „Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt“ wird „Integration in den Arbeitsmarkt“, aus „ökonomischer Ausgrenzung“ „ökonomische Integration“ usw.

In meiner Untersuchung wird also unter Verwendung der genannten Nachhaltigkeitskriterien geprüft, welchen Beitrag das NP-Projekt leistet, hinsichtlich der verschiedenen Dimensionen integrierend zu wirken, und welchen Beitrag es somit für eine nachhaltige Entwicklung erbringt.

Die relevanten Zielgruppen meiner Untersuchung sind: Umweltschützer, Akteure des Nationalparkprojektes, Akteure der Tourismusbranche einschließlich der Touristen, Akteure der Regionalpolitik, Landesregierung u.a. Gleichfalls wird die lokale Bevölkerung als wichtiger regionaler Akteur begriffen und dementsprechend in die Analyse einbezogen.

Neben den oben genannten Kriterien der Nachhaltigkeit ergibt sich ein zusätzlicher Nachhaltigkeitsaspekt aus der Überlegung, dass Nachhaltigkeit auch daran zu bewerten ist, welche Möglichkeiten die am stärksten negativ Betroffenen haben, ihre Situation zu verbessern. Diese Überlegung nutze ich für die Schwerpunktsetzung bei der Zielgruppenwahl. 

Analyseraster „Dimensionen sozialer Nachhaltigkeit“

Im Folgenden (siehe Tabelle 1, S. 257) werde ich an Hand einer Tabelle erste Forschungsergebnisse dem Analyseraster sozioökonomischer Nachhaltigkeit 

zuordnen. Diese beinhaltet auch Widersprüchliches, da hier die Summe der verschiedenen Aussagen der Interviewpartner dargestellt wird.

Die Tabelle besteht aus drei Spalten: Die linke Spalte gibt die Nachhaltigkeitsdimensionen an. Die mittlere und die rechte Spalte enthalten stichpunktartig die im Unteren Odertal erhobenen und der Ausgrenzung bzw. Integration zugeordneten Aspekte, auf deren Grundlage die nachhaltige Ent​wicklung bewertet wird.

Vorläufige Ergebnisse

Meine Untersuchungen zeigen, dass sich im Unteren Odertal die Befragten zum Teil nach wie vor in einer existenzbedrohenden Situation fühlen. Die Dimensionen der sozialen Ausgrenzung konnten alle – wenn auch in sehr unterschiedlicher Kombination und Ausprägung – nachgewiesen werden. Dies bedeutet, dass eine Vielzahl von Defiziten der soziökonomischen Nachhaltigkeit vorliegt, die von den Befragten zum Teil auch auf den NP zurückgeführt werden. Dies ergibt sich auch dadurch, dass zu Beginn der Diskussion um den NP die Erwartungen an dessen Problemlösungsfähigkeit sehr hoch waren. Zu dem Umstand, dass für viele Menschen die Wende-Wünsche unerfüllt blieben, kommt nun hinzu, dass sie sich aufgrund der NP-Ausweisung auch noch von ihrer über Jahrzehnte entwickelten Kulturlandschaft verabschieden müssen (vgl. auch IUS 1999: 7). Aus Sicht der in der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei Tätigen werden daher NP-bedingt zum Teil starke Einschränkungen und massive Zukunftsängste empfunden. Diese Betroffenheiten, die z.B. von den Fischern und dem Fischereiverband vorgetragenen werden, werden jedoch von der NP-Verwaltung energisch zurückgewiesen: 

„Die Fischer sind nicht betroffen, die fühlen sich nur so.“

Entsprechend häufig war die sehr grundlegende, emotional betonte Ablehnung der Maßnahmen im NP-Gebiet. Ein komprimiertes Zitat eines früheren Landwirtes und Taubenzüchters soll dies veranschaulichen:

„Die Nationalparkverwaltung züchtet Ungeziefer und macht die Natur kaputt. Unsere gewohnte wertvolle Landschaft – unsere Heimat – wird total umgebaut und viele Tiere werden durch die geplanten Maßnahmen ausgemerzt. Die zunehmenden Füchse und Greifvögel fressen unsere Tauben und Fische und die vielen Verbote und Schranken vertreiben die Menschen aus ihrer gewohnten Umwelt. Anglern und Taubenzüchtern wird dadurch das letzte bisschen Freude am Leben, das man hier in seiner Arbeitslosigkeit noch haben kann, genommen.“

Ein weiteres wichtiges Ergebnis ist die Bedeutung des sozialen und kommunikativen Umgangs zwischen Planern und Planungsbetroffenen. Insbesondere die – im Rahmen des Gewässerrandstreifenprojekts – Übertragung eines großen Teils der NP-Flächen an den privaten „Verein der Freunde des Deutsch-Polnischen Europa-Nationalparks Unteres Odertal e.V.“ hatte eine explosive Wirkung für das kommunikative Klima. Dieser Verein versucht, das Naturschutzanliegen einer öffentlichen und dem Resultat nach offenen Meinungsbildung zu entziehen und konkurrierende Normen der Nutzung zu denunzieren, statt vergleichend miteinander zu beurteilen. 

Nachvollziehbare Abwägungs- und Aushandlungsprozesse zwischen den betreffenden Akteuren über eine ethisch gerechtfertigte Nutzung der Biosphäre stellen jedoch den Kern begründeter Nutzungsregeln der Biosphäre dar und nicht die Entbindung von dieser Diskussion durch eine Privatisierung des Naturschutzes.
Die durch die NP-Maßnahmen betroffenen Stakeholder werden dann auch von diesem Verein als Störer „anspruchsvollen Naturschutzes“ erachtet (vgl. Vössing et al. 2001; Vössing 2001). Es ist m.E. jedoch vermessen, für die einzelnen Naturschutzmaßnahmen kategorische Naturschutz-Prinzipien in Anspruch zu nehmen und dadurch Nutzungsprinzipien begründen zu wollen. Es sei denn, es kann letztbegründet der Nachweis geführt werden, dass globale Regelkreise gefährdet sind, der Erhalt der Vielfalt von Landschaften oder die Gen- und Artenvielfalt bedroht sind (also die so genannten „safe minimum standards“ gefährdet sind) und dies nur unter Zuhilfenahme der im

Pflege- und Entwicklungsplan vorgesehenen Maßnahmen zu verhindern ist (WBGU 1999: 37ff.). 
Nicht zuletzt in Bezug auf die Privatisierungsbestrebungen des Naturschutzanliegens durch den oben genannten Verein, wurden vielfach stark emotional geprägte und schwerwiegende Vorwürfe gegen die „Öko-Nazis“ – mit denen die Verantwortlichen des Vereins gemeint waren – formuliert. Dabei spielt offensichtlich auch der „Ossi-Wessi-Konflikt“ eine Rolle. Dies wird in einem weiteren komprimierten Zitat deutlich:

„Die Drahtzieher in der NP-Region, die die Dinge bewegen, sind eine kooperativer Verbund aus Stasi-Denunzianten und Besserwessis, die sich hier eine Spielwiese und zusätzliche Einnahmequelle auf Kosten der einheimischen Bevölkerung verschafft haben. Die Besserwessis kommen her und wollen uns zeigen, was Natur ist und wie man mit ihr umgehen soll. Dabei wissen wir genau, was erhaltenswerte Natur ist und haben selber gute Experten, die jedoch nicht gefragt werden.“

Tabelle 1: Dimensionen sozioökonomischer Nachhaltigkeit im UO

	Dimensionen soz. Nachhaltigkeit
	Ausgrenzung im bzw. durch den NPUO aus Sicht der Interviewpartner
	Integration durch den NPUO aus Sicht der Interviewpartner

	1 Ausgrenzung/ Integration am Arbeitsmarkt
	· ABM-Stellen mit NP-Bezug führen selten zur Eingliederung in den 1. Arbeitsmarkt;

· Arbeitslosigkeit und prekäre Beschäftigung in den Bereichen Landwirtschaft, Fischerei, Petrochemie, ist z.T. auch NP-bedingt;

· sehr geringes Einkommen der Fischer, ist zum Teil auch NP-bedingt;

· Fischergewerbe ist auch durch den NP in seiner Existenz bedroht;

· Behinderung touristischer Initiativen, z.B. Fischerei- und Angeltourismus.
	· Arbeitsplätze in der NP-Verwaltung;

· Erfolgreiche ABM: Naturwacht;

· Förderung touristischer Arbeitsplätze.

	2 Ökonomische Ausgrenzung/ 
Integration
	· sehr geringes Einkommen der Fischer auch NP-bedingt;

· Kredite werden NP-bedingt durch Banken verweigert, auch wegen der z.T. noch fehlenden flächenscharfen Abgrenzungen der Schutzkategorien;

· hierdurch werden nötige Investitionsentscheidungen z.B. die der Fischer behindert;

· Kredite im Landwirtschaftsbereich können z.T. nicht mehr bedient werden, da die Wirtschaftskonzepte eine Pachtverlängerung vorsahen, die im NP nicht mehr erfolgt;

· keine Entschädigung bei NP-bedingter Nichtverlängerung der Pachtverträge für Fischer und Landwirte; dies ist schwerwiegend, da Flächen großteils gepachtet sind;

· Ertragsverluste in Folge der Flächenverluste und Nutzungsbeschränkungen;

· Expansionsbeschränkungen d. Chemie- und Papierindustrie durch NP-Auflagen;
	· Entschädigungen;

· Effektivierungshilfen;

· NP-Fördermittel bringen der Region Geld z.B. durch Flächenkäufe für den NP;

· Wirtschaft profitiert - wegen NP-Label - durch Imagegewinn;

· Einkommenserhöhung im Tourismus;

· Entwicklung eines Regionalzeichens f. Waren u. Dienstleistung.

	3 Räumliche Ausgrenzung/ 
Integration


	· „Grüne Mauer“ NP behindere den Ausbau der Entwicklungsachse Schwedt-Stettin z.B. durch zurückhaltenden Ausbau des Grenzüberganges, der Straßen, Brücken etc.;

· Abwanderung der jungen, gut qualifizierten und ökonomisch aktiveren Bevölkerung;

· Befahr- u. Nutzungsbeschränkungen durch Schranken u. Flutungen f. Angler, Fischer, Landwirte, Freizeitsuchende u. Touristen: betrifft z.B. Reitwege, Kremserfahrten etc.

· Flächenverluste von Landwirten und Fischern in Zone I; 

· Bewirtschaftungsbeschränkungen in Zone II durch Nutzungszeiten, -weisen;

· Regionale Isolierung durch Imageverlust wegen ständigen NP-bedingten Streits.
	· Infrastrukturförderung: Bau v. Brücken, Radwegen, Straßen, Wanderparkplätzen mit Informationstafeln, regional typischer Uferpromenadenausbau;

· Verbesserung d. NP-Zugangs: Beschilderung, Parkplätze;

· Verbesserung d. Regionenimage.

	4 Institutionelle Ausgrenzung/ 
Integration


	· Arbeitsämter fördert die Abwanderung: in West und Ost bieten sie Beihilfen, um ostdeutsche Arbeitslose für einen Umzug in die alten Länder zu gewinnen;

· Privatisierung des Naturschutzprojektes führt zur Behinderung kommunaler Selbstverwaltung und demokratischer Mitsprache;
· Naturschutzverantwortliche behindern die öffentliche und dem Resultat nach offene Meinungsbildung z.B. durch Diskreditierung der NP-Gegner auf Grund behaupteten Wahrheitsanspruchs hinsichtlich der Erkenntnisfähigkeit von Wirklichkeit (letztbegründete Objektivität naturwissenschaftlicher Erkenntnis). Diese fehle den Gegnern; 

· NP-Gegner fühlen sich z.T. von der lokalen Presse ignoriert 

· mangelhafte Beteiligungsmöglichkeiten der Planungsbetroffenen;

· Fischer beklagen, ihre Einwände blieben folgenlos. Die Fischereimediation wird vom Fischereiverband als Zeitverschwendung eingestuft. Einigung über die Totalreservatszone konnte mit den betroffenen Fischern nicht gefunden werden;

· Flächenvorkaufsrechte des NP verhindern notw. Erweiterungen der Landwirtschaft;

· Eigendynamik v. Fördermitteln: zeitlicher Umsetzungsdruck übergeht soz. Belange; 

· PEP wurde aus naturschutzfachlicher Sicht erstellt und entfachte gewaltigen Protest.
	· Suche eines neuen Trägers f. d. Gewässerrandstreifenprojekt;

· Fischereimediation;

· regional typischer Uferpromenadenausbau;

· Campingplatzeinrichtung;

· Ausbau der Jugendherbergen;

· Aufbau tourist. Infosysteme;

· Verbesserung des ÖPNV durch Ausbau von DB-Bahn​höfe;

· Entwicklung eines Regionalzeichens f. Waren u. Dienstleistungen aus der Region;

· Errichtung eines internationalen Oder-Wochenmarktes in Schwedt für regionale Produkte.

	5 Ausgrenzung/ Int. durch gesells. Isolation/ Int. 
	· Auflösung sozialer Netzwerke, z.B. Vereine, Nachbarschaftskontakte;

· Anglervereine fühlen sich in ihrer Existenz bedroht;

· persönlicher Hass und Mordphantasien in Bezug auf einige NP-Verantwortliche;

· Chemieindustrie sammelte Unterschriften gegen den NP;

· Politikverdrossenheit: beruht auch auf den schlechten Erfahrungen mit dem NP.
	· Fischereimediation

· Differenzierte Freizeitangebote für Kinder- und Jugendliche durch den NP 

	6 Kulturelle 
Ausgrenzung/
Integration
	· Stigmatisierung gewisser Natur(schutz)vorstellungen;
· Aberkennung des „richtigen“ Wirklichkeitsverständnisses der NP-Gegner durch;
· Keine Zukunftsperspektiven, insbesondere für junge Menschen und Fischer;

· Verlust kult. Identität, durch erzwungene Aufgabe traditionel. Berufe, Lebensweisen;

· Verlust der „Heimat“ durch Zerstörung des gewohnten Landschaftsbildes;

· Arroganz der „Besser-Wessis“
	· Differenzierte Freizeitangebote für Kinder- und Jugendliche durch den NP 

· Uferpromenadenausbau im regional typischen Ambiente


In Zusammenfassung der vorherigen Überlegungen muss festgestellt werden, dass die Befragten ihre Ablehnung zum NP nicht allein auf ökonomische Bewertungen gründen, sondern auch auf emotional-subjektive Befindlichkeiten. Damit sind ihre Bewertungen aber nicht weniger real und müssen genauso ernst genommen werden. Genau dies aber wird nach Einschätzung vieler Befragter von den NP-Verantwortlichen in arroganter Weise nicht geleistet. Stattdessen würden viele Einwände mit dem häufig gebrauchten Satz quittiert: „Das ist doch alles Unsinn.“ Die intensive Beschäftigung mit den Betroffenen würde jedoch viel mehr Zeit kosten, und diese – so die Erklärung vieler Befragter – ist gerade wegen der Fördermittel nicht da. Denn die verlangten, dass bestimmte Maßnahmen termingerecht umgesetzt würden.

Als weiteres wichtiges Forschungsergebnis ist auf die Bedeutung der Fischerei hinzuweisen, die von knapp zehn Berufsfischern und 2.000 Hobbyanglern praktiziert wird (AEP 2000: 39; Cofad 1999: 23). Im Untersuchungsgebiet werden durch den NP und das Gewässerrandstreifenprojekt die Reste der einst prägenden Berufsgruppe stark beeinträchtigt. Die Berufsfischerei kämpft, trotz guter Wachstumsmöglichkeiten hinsichtlich der Vermarktung und Verarbeitung von Süßwasserfischen und – NP-bedingt – noch ungenutzter Potentiale im Tourismusbereich (z.B. „Ferien auf dem Fischerhof“), um ihr ökonomisches und kulturelles Überleben. Dabei schützt und fördert die Berufsfischerei durch ihre Tätigkeit die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die Pflanzen- und Tierwelt und Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Natur (vgl. Institut für Binnenfischerei Potsdam-Sacrow e.V. 1998). Sie ist also nicht nur aus ökologischer Sicht eine besonders nachhaltige Wirtschaftsweise, ihr kommt auch eine wichtige ökonomische, kulturelle und Identität stiftende Bedeutung zu. 

Im Verbund mit der Angelfischerei – also den 2000 Hobbyanglern in der Region – wird die sozioökonomische Bedeutung der Fischerei noch unterstrichen. Die Angelfischerei kann als Bestandteil regionaler Identität betrachtet werden, die sich über alle Altersschichten erstreckt. In manchen Teilräumen des Untersuchungsgebietes sind die Angelvereine Hauptträger des sozialen Lebens und Zentrum des sozialen Zusammenhalts. Angeln bietet Freizeitgestaltung, Ausgleich durch Naturerleben, trägt zur sozialen Kohärenz bei und ist für viele realisierbar (vgl. Cofad 1999: 23). Auch ist deren wirtschaftliche Bedeutung erheblich, da viele der auswärtigen Angler zur touristischen Entwicklung beitragen.

Auch die Fischer und Angler gaben an, nicht oder nur unzureichend bei der Schutzgebietsentwicklung beteiligt worden zu sein. Vor allem beklagen sie, dass ihre Einwände häufig ignoriert würden. Die von der NP-Verwal​tung angenommene Befriedung der Lage, die im Rahmen einer Fischereimediation versucht wurde, wird von einigen Fischern und vom Fischereiverband – auch wegen noch ungeklärter Fischereirechte – als unzutreffend zurückgewiesen. Insbesondere konnte im Rahmen dieses Verfahrens für die Totalreservatszone keine Einigung mit den betroffenen Fischern gefunden werden, da sie die damit verbundene Einstellung der Fischerei nicht akzeptieren.

Bei der Bewertung der Lage der Fischer ist zu berücksichtigen, dass die Berufsfischer als Fischereiausübungsberechtigte in der Hauptsache nicht Inhaber der Fischereirechte sind. Das Verhältnis zwischen den Fischern und den Rechtsträgern der Fischrechte wird daher durch Pachtverträge geregelt, die eine Laufzeit von zwölf Jahren haben. Die meisten Pachtverträge enden im Zeitraum von 2002 bis 2007. Während dieser Pachtzeit verkaufen die Fischer Angelkarten – die durch unterschiedliche Auflagen die Bedingungen des Angelsports festschreiben. Hierdurch erzielen die Fischer nicht unerhebliche Einnahmen. Zwischen den Fischern und Anglern besteht daher ein wechselseitiges Abhängigkeitsverhältnis. 

Da sich die NP-Flächen mittlerweile zu 100% im Eigentum des Trägers des Gewässerrandstreifenprojekts bzw. des Landes Brandenburg befinden, haben die Fischer die Befürchtung geäußert, dass die auslaufenden Verträge zukünftig nicht mehr verlängert werden. Die Angler haben die Befürchtung, dass die NP-Verantwortlichen kein Interesse daran haben, Angelscheine auszugeben.

Diese Annahme beruht jedoch zum Teil darauf, dass die Akteure einschließlich der Fischer davon ausgehen, dass die Fischereirechte im NP überwiegend an das Gewässereigentum gebunden sind (vgl. Cofad 1999: 11). Aufgrund der historischen Entstehung bestehen tatsächlich jedoch viele Rechte unabhängig vom Eigentum am Gewässergrundstück und sind folglich nur selten in den Grundbüchern eingetragen. Zur Klärung dieser Rechtsfragen hat das Brandenburgische Landesamt für Ernährung und Landwirtschaft Frankfurt das so genannte „Fischereibuch“ eingerichtet (vgl. Landesamt für Ernährung und Landwirtschaft Frankfurt (O) 2001). Im Rahmen dieser Klärung relativiert sich nach Angaben des Fischereiverbandes die von den Berufsfischern und Anglern angeführte Bedrohung durch das Auslaufen der Pachtverträge. Der Verband geht davon aus, dass die Fischereirechte im NP-Gebiet nahezu vollständig anderen privaten Rechtsträgern gehören, die bisher unberücksichtigt geblieben sind, zurzeit jedoch ermittelt werden. Diese werden sich in Kürze zu Wort melden, um ihre Rechte auf den Flächen des Gewässerrandstreifenprojekts zukünftig selbständig zu verpachten. Zu diesen Pächtern können dann wieder die Fischer gehören. Der Bund, Eigentümer der Oder, hat 1991/92 demnach unbefugt für die Oder Pachtverträge an die Fischer vergeben.

Bei aller Kritik, die die Gegner der geplanten NP-Maßnahmen vorbrachten, wiesen sie zum Teil jedoch explizit darauf hin, dass die moderne Indus​triegesellschaft – insbesondere die mit ihr einhergehenden Konsummuster – hinsichtlich sozialer und ökologischer Fehlentwicklungen einer deutlichen Korrektur bedürfe. Die von den konkreten NP-Maßnahmen Betroffenen äußerten z.T. den Verdacht, dass diese lediglich als Alibi für eine Politik dienen würde, die eine ansonsten unveränderte Konsum- und Lebensweise vertrete: 

„Die Naturschützer fahren zum Teil selbst mit ihren dicken Autos direkt ins Schutzgebiet zur Jagd und kümmerten sich nicht um die Gesetze“,

 war einer der zugespitzten Vorwürfe. Die Welt würde also in Schutz- und Schmutzgebiete aufgeteilt, um die kritikwürdigen Lebensstile der industrialisierten Welt nicht ändern zu müssen. Nutznießer und Kostenträger der geplanten Naturschutz-Maßnahmen sind demnach nicht identisch. Dieses Problem wird auch dadurch verschärft, dass die durch die NP-Betroffenen reklamierten Einschränkungen sich in erheblichen Teilen nicht im Rahmen ökonomischer Rationalität fassen lassen und daher monetär kaum ausgeglichen werden können (vgl. Bartmann 2000; Hampicke 1990). Somit würde der Naturschutz auf dem Rücken einiger weniger ausgetragen, die den geringsten Widerstand leisteten. Noch schärfer tritt dieser Widerspruch für die Betroffenen zu Tage, wenn gerade sie es sind, die für sich einen derart bescheidenen Lebensstil in Anspruch nehmen, das dessen Verallgemeinerung die beklagten globalen Umweltprobleme erst gar nicht entstehen lassen würde.

Naturschutzanliegen führen in der Region – wie gezeigt – nicht zwangsläufig zur Verbesserung aller Lebensumstände. Gemäß dem Drei-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit (Ökonomie, Soziales, Ökologie), können Naturschutzmaßnahmen (ökologische Säule) alleine – also ohne die Verfolgung der anderen Säulenziele – nicht als hinreichende Bedingung für die Nachhaltigkeit angesehen werden. Da alle drei Säulen dem Lebenserhalt dienlich sein können (z.B. wirtschaftliche Entwicklung, Sicherung kultureller Identität, Erhalt ökologischer Funktionsfähigkeit), sind bei deren Aufbau Widersprüche und Konflikte sehr wahrscheinlich (ähnlich dem Magischen Viereck der Wirtschaftspolitik). Insofern ist Naturschutz nicht an sich nachhaltig. Es kommt daher auch darauf an, nicht alles schönzureden, sondern die echten Verlierer im NP und die Widersprüche im Konzept der nachhaltigen Entwicklung klar herauszustellen.

Auch wird es zukünftig um eine sensiblere und ernsthaftere Berücksichtigung der emotional und subjektiv basierten Relevanzsysteme der am NP-Prozess Beteiligten gehen müssen. Diese Relevanzsysteme mit ihren normativen, intuitiven, emotionalen und ästhetischen Gesichtspunkten sind kein irrationaler Rest jenseits so genannter wissenschaftlich erkannter Wahrheit. Sie verdienen die Anerkennung als eine selbständige ontologische Domäne. Sie sind genauso Bestandteil der Wirklichkeit wie die Dinge, Geschehnisse und kausal wirkenden Kräfte und sind daher auch Gegenstand im Kriteriensystem sozialer Nachhaltigkeit. 

Somit wird eine Gewichtung der verschiedenen Säulenziele notwendig. Diese Gewichtungen sind zum Teil nur aufgrund von ethisch subjektiven Wertentscheidungen möglich. Eine Letztbegründbarkeit dieser Wertung ist dabei (erkenntnistheoretisch) nicht möglich. Daher ist der individuell-subjektive und gesellschaftliche Diskurs um diese Wertungen selbst wichtiger Gegenstand der Nachhaltigkeit und dieser Untersuchung (vgl. auch WBGU 1999: 22ff.).

In welchem Umfang eine nachhaltige Entwicklung durch den NPUO gefördert oder gar gefährdet wird, wird m.E. strittig bleiben. Vor allem hängt diese Einschätzung stark davon ab, welches Naturbild und Wissenschaftsverständnis zum Tragen kommt (vgl. Maturana 1998; Eser 1999; Raffelsiefer 1999; Kunneman 1991) und aus Sicht welcher Nutzer- und Interessengruppe dies beurteilt wird. Angesichts einiger unauflösbarer Widersprüche im Konzept der Nachhaltigen Entwicklung, dem sich der Naturschutz verpflichtet hat, ist jedoch ein offensiver Diskurs über mögliche Ausgrenzungen durch die geplanten NP-Maßnahmen anzuraten. Denn nur Aushandlungsprozesse können bei konfligierenden Ansprüchen auf ähnlichem Werteniveau (wobei die Bestimmung des Werteniveaus selbst der Verhandlung bedarf) zu sozialverträglichen und daher nachhaltigen Lösungen führen. Dies schließt ein, unterschiedliche Bilder der „Wirklichkeit“ ernst zu nehmen und die verschiedenen normativ-emotionalen Grundlagen auch des naturwissenschaftlich geprägten Naturschutzes deutlich hervorzuheben.

Meine bisherigen Untersuchungen weisen nun darauf hin: Das NP-Projekt konnte die zum Teil hohen Erwartungen – nämlich einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der regionalen sozioökonomischen Transformationsprobleme und damit für eine nachhaltige Entwicklung zu leisten – bislang nicht erfüllen. Darüber hinaus bringt es einigen Betroffenengruppen zusätzliche Probleme: Insbesondere fühlen sich die Berufsfischer als „Verlierer“ der NP-Entwicklung. Bei ihnen handelt es sich um eine Gruppe, die selbst eine erhebliche positive Bedeutung im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung hat, die aber durch ein anderes Nachhaltigkeitsprojekt – nämlich den NP – negativ betroffen ist. Für die Gruppe der Fischer stelle ich daher eine Gefährdung 

nachhaltiger Entwicklung durch Naturschutz fest. Dies weist auf die Widersprüchlichkeiten und die Zielkonflikte des Nachhaltigkeitskonzeptes hin. 

Die weitere Untersuchung wird zeigen, inwieweit sich die Situation anderer vom NP Betroffenengruppen hinsichtlich der für die Fischerei festgestellten Nachhaltigkeitsdefizite unterscheidet.

Abkürzungen

AEP: 
Agrarstrukturelle Entwicklungsplanung Nationalpark Unteres Odertal

HoFriWa: 
Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße

IUCN: 
International Union for Conservation of Nature and Natural Resources

NatPUOG: 
Nationalparkgesetz Unteres Odertal

NGO:
Non-governmental organization 

NP: 
Nationalpark

NPUO: 
Nationalpark Unteres Odertal

ÖPNV:
Öffentlicher Personen Nahverkehr

PEP: 
Pflege- und Entwicklungsplan Unteres Odertal
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